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Bonn, den 6. Juli 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
über die Übernahme von Sicherheitsleistungen 
und Gewährleistungen im Ausfuhrgeschäft 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 125. Sitzung am 2. Juli 1954 zur Vor- 
lage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
^Telefon 3551 



Entwurf eines Fünften Gesetzes 

über die Übernahme von Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 

im Ausfuhrgeschäft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


§ 1 

Der in dem Vierten Gesetz über die Über- 
nahme von Sicherheitsleistungen und Ge- 
währleistungen im Ausfuhrgeschäft vom 
9. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 381) fest- 
gesetzte Betrag von vier Milliarden Deutsche 
Mark wird um eine Milliarde Deutsche Mark 
auf fünf Milliarden Deutsche Mark erhöht. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Die Inanspruchnahme der mit dem Gesetz über 
die Übernahme von Sicherheitsleistungen und 
Gewährleistungen im Ausfuhrgeschäft gege- 
benen Sicherungsmöglichkeiten von Ausfuhr- 
geschäften durch die Ausfuhrwirtschaft ist, 
nicht zuletzt infolge des verschärften Wett- 
bewerbs, weiterhin rege. Im Hinblick hierauf 
hat sich auch die letzte Aufstockung des 
Garantie- und Bürgschaftsrahmens als unzu- 


reichend erwiesen, zumal die Rückflüsse aus 
übernommenen Garantien und Bürgschaften 
sich bisher noch in einem beschränkten Rah- 
men halten. Zur Fortsetzung der bisherigen 
Maßnahmen erweist sich daher eine weitere 
Aufstockung des Garantie- und Bürgschafts- 
rahmens — und zwar um eine Milliarde DM — 
als notwendig. 



